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13. April 2026 

Neuordnung der ausserparlamentarischen 
Kommissionen im Rahmen der Überprüfung 
2025  

Stellungnahme der  
Eidgenössischen Migrationskommission EKM 

Die Vorlage zur Neuordnung der ausserparlamentarischen Kommissionen APK im Rahmen 

der Überprüfung 2025 sieht folgende Massnahmen vor: 

- Die Auflösung von 9 ausserparlamentarischen Kommissionen; 

- Die Neugestaltung der Akkreditierungskommissionen; 

- Die Reduktion der Mitgliederzahl der Medizinalberufekommission; 

- Die Fusion von 9 zu 3 Kommissionen. 

Zur Umsetzung der geplanten Massnahmen schlägt die Bundeskanzlei BK vor, 15 Gesetze 

und 16 Verordnungen zu ändern. 

Darüber hinaus soll in der Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes RVOG der 

Zweck der APK präzisiert und deren Kommunikation mit den Mitgliedern und Organen des 

Parlaments geregelt werden. 

 

 

Da die vorgeschlagenen Änderungen zur Neuordnung der ausserparlamentarischen Kommis-

sionen die EKM direkt betreffen, sieht sie sich veranlasst, dazu Stellung zu nehmen.  

Sie äussert sich zu den folgenden Punkten: 

o Ziel und Zweck der ausserparlamentarischen Kommissionen APK 

o Kommentar zum erläuternden Bericht 

o Detaillierte Stellungnahme zu Art. 57a Abs.1 E-RVOG 

o Detaillierte Stellungnahme zu Art. 57gbis E-RVOG 



 

 

 

 

2/10 

1 Ziel und Zweck der ausserparlamentarischen Kommissionen 
APK 

• APK sind organisationsrechtlich Teil der dezentralen Bundesverwaltung.  

Diese Zuordnung bedeutet, dass APK:  

- über keine eigene Rechtspersönlichkeit verfügen;  

- ihre Aufgaben grundsätzlich weisungsunabhängig wahrnehmen; 

- einem Departement oder der Bundeskanzlei administrativ zugeordnet, jedoch nicht hie-

rarchisch unterstellt sind. 

• Die APK haben im politischen System der Schweiz, das auf Ausgleich und Kon-

sens angelegten ist, eine lange und bedeutsame Tradition.  

Im Wesentlichen erfüllen die APK zwei Funktionen: 

- Zum einen ergänzen sie als Milizorgane die Bundesverwaltung in bestimmten Berei-

chen, in denen die Verwaltung nicht über das nötige Wissen verfügt. Damit kann die 

Verwaltung auf Fachwissen zurückgreifen, das sie sich sonst durch den Ausbau des 

Verwaltungsapparats oder durch Mandatsvergabe an Expertinnen und Experten aneig-

nen müsste. So kann das Wissen von Fachpersonen in den Dienst der Gesellschaft 

gestellt werden und die Strukturen der Verwaltung können schlank gehalten werden.  

- Zum andern sind die APK ein Instrument, mit dem Organisationen aus Politik, Wirtschaft 

und Gesellschaft ihre Interessen vertreten und einen mehr oder weniger direkten Ein-

fluss auf die Bundesverwaltung ausüben können.  

• Die APK leisten einen wichtigen Beitrag zur Information der Öffentlichkeit. 

Die APK leisten einen wichtigen Beitrag zur Information an der Schnittstelle von Verwal-

tung, Politik und Zivilgesellschaft. Sie informieren über fachliche Entwicklungen und über 

Fragen von gesellschaftlicher oder politischer Relevanz in ihren jeweiligen Zuständigkeits-

bereichen. Viele APK verfügen über ein explizites Mandat zur Information der Öffentlichkeit. 

Sie leisten damit einen wesentlichen Beitrag zur Wissens- und Kompetenzbildung in der 

schweizerischen Demokratie. 

• Die APK sind Ausdruck des pluralistischen Systems der Schweiz und tragen zu 

einer transparenten und fundierten politischen Diskussion bei. 

Ein wesentliches Merkmal der APK ist ihre fachliche Unabhängigkeit. Diese wird einerseits 

aus organisationsrechtlicher Sicht, andererseits aus den Vorgaben an die personelle Be-

setzung gewährt. Die Kommissionszusammensetzung ist ausgewogen und vertritt ver-

schiedene Interessen sowie verschiedene Landesregionen und Landessprachen. Es wird 

eine Offenlegung der Interessenbindung durch die Mitglieder verlangt. Ansonsten können 

sie nicht gewählt werden. Die ausgewogene sachliche Zusammensetzung erlaubt es ihnen, 

unterschiedliche Perspektiven einzubringen, auch wenn diese von Positionen der Verwal-

tung oder einzelner Departemente abweichen. Solche unterschiedlichen Meinungen sind 

Ausdruck des vielstimmigen politischen Systems der Schweiz. Sie tragen so zur fundierten 

Information und Meinungsbildung der Bevölkerung bei. 
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• Den APK kommt im institutionellen Gefüge des Bundes eine wichtige Rolle zu. 

Die APK leisten einen wesentlichen Beitrag zur demokratischen Kultur und zur Funktions-

fähigkeit des institutionellen Gefüges in der Schweiz. Dieses Gut gilt es zu schützen, es 

sollte nicht leichtfertig infrage gestellt werden. Regelungen, welche die Arbeitsweise oder 

die Kommunikationsmöglichkeiten der APK tangieren, wie dies mit der vorliegenden Ände-

rung des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes RVOG anstrebt wird, sollten 

deshalb sorgfältig und mit Umsicht auf ihre Tragweite und Wirkung hin geprüft und nur mit 

Zurückhaltung vorgenommen werden. 

 

2 Kommentar zum erläuternden Bericht 

Der Bundesrat führt in seinem Bericht betreffend die Änderungen des Regierungs- und 

Verwaltungsorganisationsgesetzes aus, dass die Grundlage für die Überprüfung der aus-

serparlamentarischen Kommissionen sowie für die gesetzlichen Anpassung die Empfeh-

lungen aus dem Bericht der GPK-S vom 15. November 2022 bilden. Der Bericht stützte 

sich auf eine Inspektion der Parlamentarischen Verwaltungskontrolle (PVK) sowie auf ein 

in diesem Zusammenhang eingeholtes Rechtsgutachten vom 17. Januiar 2022 betreffend 

den Begriff der ständigen Beratung für Verwaltungskommissionen nach Art. 57a Abs. 1 

RVOG, erstellt von Prof. Dr. Felix Uhlmann.1 

Der Bundesrat bezog zu den Berichten und Empfehlungen bereits am 29. März 2023 Stel-

lung. In der Zwischenzeit wurde die «Überarbeitung der Datenbank» sowie die «Überprü-

fung und Publikation der Einsetzungsverfügungen» umgesetzt. Die übrigen Empfehlungen 

betrafen die «Rechenschaft über die Vertretung von Angehörigen des Bundes in den APK», 

die «transparente Ausweisung von Taggeldern» sowie die «Überprüfung der Notwendigkeit 

von Verwaltungskommissionen». 

• Die nun vorgesehenen Änderungen und Anpassungen, insbesondere die neuen 

gesetzlichen Regelungen im Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz 

(RVOG) sind unter Berücksichtigung der vorangegangenen Berichte und Emp-

fehlungen schwer nachvollziehbar. 

Insbesondere der neue vorgeschlagene Art. 57gbis E-RVOG, welcher die Kommunikation 

zwischen den APK und den Parlamentarierinnen und Parlamentariern auf Gesetzesstufe 

regeln will, wirft Fragen auf. Einerseits ist die Kommunikation in den oben erwähnten Be-

richten kein Thema. Andererseits stellt das Zusammenwirken von Verwaltung, Parlament 

und Regierung seit jeher eine grosse Stärke und ein Gewinn für den Rechtssetzungspro-

zess und die politischen Diskussionen dar. Es ist offensichtlich, dass die Verwaltung und 

externe Verwaltungseinheiten den Inhalt und die Form der Rechtssetzung entscheidend 

mitbestimmen und ihre Sachkunde, Professionalität und Ressourcen bei der Ausgestaltung 

der Erlasse einbringen. Gerade in dieser Hinsicht stellen fachlich und sachlich fundierte 

 
1 Kurzgutachten von Prof. Dr. Felix Uhrmann zuhanden der PVK und Bericht der PVK vom 20.06.2022 zuhanden der GPK-S 20.06.2022 . 

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwjdxLvH5smTAxWck_0HHQq9AXYQFnoECCUQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.parlament.ch%2Fcenters%2Fdocuments%2Fde%2FBX_Kurzgutachten_Uhlmann_GPK.pdf&usg=AOvVaw0OECNQ6cHkN7lmeH5zfY6U&opi=89978449
https://www.parlament.ch/centers/documents/de/Verwaltunskommissionen%20PVK-de-pdf-.pdf
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Berichte, Inputs oder Stellungnahmen der APK für die politischen Diskussionen einen kla-

ren Mehrwert dar. 

• Die Argumentationslinien und die Grundtonalität des erläuternden Berichts erwe-

cken den Eindruck, dass der Fachlichkeit und der Expertise der APK ebenso wie 

jener des Schweizerischen Wissenschaftsrates SWR in parlamentarischen Pro-

zessen nicht der nötige Stellenwert eingeräumt werden.  

Im erläuternden Bericht lassen die Art der Argumentation sowie der Grundton vermuten, 

dass das Parlament dem Fachwissen und der Expertise der APK nur wenig Gewicht bei-

messen. Dies ist erfahrungsgemäss aber nicht so. Das breite Wissen und die vielfältigen 

Erfahrungen innerhalb der APK können wesentlich zur Verbesserung der Qualität der poli-

tischen Entscheidungsfindung beitragen. In diesem Sinne ist auch die ergänzende Arbeit 

des Schweizerischen Wissenschaftsrates SWR zu bewerten. Die geplante Abschaffung 

des SWR (Änderungen in RVOV, FIFG, V-FIFG, HFKG) ist vor diesem Hintergrund ent-

schieden abzulehnen. 

 

3 Detaillierte Stellungnahme zu Art. 57a Abs. 1 E-RVOG 

Art. 57a des RVOG fasst den Zweck der APK sehr allgemein: «Ausserparlamentarische 

Kommissionen beraten den Bundesrat und die Bundesverwaltung ständig bei der Wahr-

nehmung ihrer Aufgaben». Der vorgeschlagene neue Art. 57a E-RVOG verspricht, mehr 

Transparenz und Klarheit zu schaffen und die verschiedenen Tätigkeiten der Kommissio-

nen neu zu fassen.  

Der vorgeschlagene neue Art. 57a Abs. 1 E-RVOG wirft aus Sicht der Eidgenössischen 

Migrationskommission EKM aber mehrere grundsätzliche Fragen auf. 

• Die neue Formulierung ist sachlich nicht begründet, wirft mehr Fragen auf, als 

dass sie Klarheit schafft und beruht auf einem verkürzten Begriff von Beratung. 

Ausserparlamentarische Kommissionen sollen neu mit folgenden Aufgaben betraut wer-
den: 

- Sie sollen den Bundesrat und die Bundesverwaltung bei der Wahrung ihrer Aufgaben 
beraten; 

- Sie sollen Aufsichts- und Regulierungstätigkeiten ausüben; 

- Sie sollen im Auftrag von der Regierung und der Verwaltung öffentliche Aufgaben wahr-
nehmen. 

Der Bundesrat führt diesen Änderungsvorschlag auf die Berichte der Geschäftsprüfungs-

kommission des Ständerats GPK-S sowie der Parlamentarischen Verwaltungskontrolle 

PVK zurück. Beide Berichte haben jedoch sachlich begründet festgestellt, dass die aktuelle 

Definition der Tätigkeiten der «ständigen Beratung» zweckmässig sei und einen flexiblen 

Einsatz von verschiedenen Kommissionen erlaube. Diese Haltung geht auch aus dem für 
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diesen Bericht eingeholten Kurzgutachten von Professor Dr. Felix Uhlmann hervor.2 Ge-

mäss diesem Kurzgutachten hat der Begriff der «Beratung» keine spezifische juristische 

Bedeutung. Unter «Beratung» können vielfältige Tätigkeiten von Verwaltungskommissio-

nen subsumiert werden.3 

• Die Tätigkeiten der APK sind – sofern keine spezialgesetzlichen Grundlagen be-

stehen – in der jeweiligen Einsetzungsverfügung des Bundesrats in geeigneterer 

Weise zu regeln. 

Inwiefern die Kommissionen ihre Tätigkeiten zu erfüllen haben, muss gemäss Art. 57c 

RVOG und Art. 8e Abs. 2 lit. a RVOV in der Einsetzungsverfügung des Bundesrates um-

schrieben und entsprechend begründet werden. Mit der konstituierenden Verfügung kön-

nen die Zuständigkeiten sowie Tätigkeiten der Kommission ganz nach Bedarf und nach den 

zu erwartenden Leistungen definiert und vorgegeben werden, sofern nicht spezialgesetzli-

che Grundlagen bestehen. Präzisierung und Klarheit sind daher weniger auf der Stufe des 

Regierungs- und Verwaltungsverordnungsgesetzes, als vielmehr aus der jeweiligen kon-

kreten Einsetzungsverfügung zu erwarten.  

Diese Haltung teilen auch die Verfasser der beiden Berichte der PVK sowie GPK-S. Es wird 

in den Berichten festgestellt, dass die Notwendigkeit und die Aufgaben der Kommissionen 

in den Einsetzungsverfügungen oft zu wenig detailliert festgehalten werden. Infolgedessen 

wurde die Empfehlung abgegeben, die Einsetzungsverfügungen der Kommissionen zu 

überprüfen und die Ausführungen bezüglich Aufgaben zu überarbeiten und/oder künftig 

detaillierter festzuhalten. 

• Der bisherige Regelungsrahmen ist ausreichend, darum ist auf die Änderung in 

Art. 57a Abs. 1 ist zu verzichten. 

Die bereits heute geltenden Gesetzesartikel im RVOG sowie in der dazugehörigen Verord-

nung erlauben aus Sicht der EKM eine präzise Festlegung der Kommissionsaufgaben. Ge-

mäss den Ausführungen aus den Berichten der GPK-S und der PVK sowie aus dem juris-

tischen Kurzgutachten sollen diese normierten Vorgaben umgesetzt und angewendet wer-

den. Die vorgesehene Präzisierung in Art. 57a Abs. 1 lit. a bis c E-RVOG trägt nicht zur 

Klärung bei. Sie wirft vielmehr Fragen auf und wird Unsicherheiten nach sich ziehen. Sie 

sollte deshalb gestrichen werden. 

 

4 Detaillierte Stellungnahme zu Art. 57gbis E-RVOG 

Der vorgeschlagene neue Art. 57gbis E-RVOG wirft aus Sicht der Eidgenössischen Migrati-

onskommission EKM mehrere grundsätzliche Fragen auf. 

 
2 «[Auch] der Begriff der Beratung hat keine spezifisch juristische Bedeutung. Im allgemeinen Sprachgebrauch ist an eine unterstützende Tätigkeit 
durch Wissen zu denken. Die verschiedenen Ausrichtungen der Kommissionen in Art. 57b RVOG klären den Begriff insofern, als es um das Fach-
wissen Aussenstehender (Art. 57b lit. a RVOG), den Einbezug interessierter Kreise (Art. 57b lit. b RVOG) oder den Schutz der Kommission vor 
politischer Einflussnahme (Art. 57b lit. c RVOG) gehen soll. Alle diese Funktionen lassen sich in systematischer Sicht unter "Beratung" subsumie-
ren (Felix Uhlmann: Kurzgutachten zuhanden der parlamentarischen Verwaltungskontrolle betreffend Begriff der ständigen Beratung für Verwal-
tungskommissionen nach Art. 57a Abs. 1 RVOG vom 17. Januar 2022, Rz. 18). 

3  
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• Die Frage, ob Lobbying betrieben wird: Die EKM zeichnet sich durch die fachliche 

Beratung des Bundesrats, der Verwaltung, der Politik, der Fachwelt und der Zivil-

gesellschaft aus. Sie ist kein Interessenverband und betreibt auch kein Lobbying.   

Art. 57gbis E-RVOG sieht neu vor, dass APK nur über die für sie zuständige Behörde – im 

Falle der EKM wäre dies das Staatssekretariat für Migration SEM – mit Mitgliedern oder 

Organen der Bundesversammlung kommunizieren können. Gemäss dem erläuternden Be-

richt wird die vorgeschlagene Regelung mit der Befürchtung begründet, APK könnten ge-

genüber Mitgliedern der Bundesversammlung «Lobbying» betreiben. Während den Bera-

tungen zur Motion 25.3018 in der Staatspolitischen Kommission des Nationalrats SPK-N 

und im Ständerat wurde von einzelnen Parlamentariern ein direkter Einfluss von APK oder 

von deren Mitgliedern auf die parlamentarischen Beratungen als problematisch bezeichnet. 

Auch im Parlament wurden von einzelnen Mitgliedern Informationen durch die APK als so-

genannte «Lobbying-Aktivitäten durch ausserparlamentarische Kommissionen» bezeich-

net und beanstandet.4 

Dass infolge einer Ratsdebatte zu einem Geschäft, das notabene vom Parlament abgelehnt 

wurde, von der Verwaltung der Bedarf für eine gesetzliche Regelung abgeleitet wird, die 

faktisch darauf hinausläuft, APK und ihren Mitgliedern jeglichen eigenständigen und unab-

hängigen Kontakt zum Parlament zu untersagen, ist unverhältnismässig und sowohl sach-

lich als auch prozessual nicht haltbar.  

Dies umso mehr, als dass man eine rechtliche Definition von Lobbying oder Lobbyisten im 

schweizerischen Rechtssystem vergeblich sucht. Gemeinhin versteht man unter Lobbying 

die Einflussnahme Privater auf den politischen Prozess. Im engeren Sinn bezieht sich das 

Lobbying auf die Entscheidungsträger des Gesetzgebungsprozesses, also vor allem auf 

das Parlament und auf die Regierung. Im weiteren Sinne bezieht es sich auf die Einfluss-

nahme auf die öffentliche Meinung, die den ideellen oder wirtschaftlichen Interessen dieser 

Lobbyisten dient.  

Wenn aber APK in ihrer gesetzlich definierten Funktion fundierte Studien, Berichte, Stel-

lungnahmen oder fachliche Grundlagen aus ihrer Tätigkeit den Mitgliedern der Bundesver-

sammlung ebenso wie sie dies gegenüber der Verwaltung tun, zur Kenntnis bringen, so 

handelt es sich dabei nicht um Lobbying, sondern um die Weitergabe von fachlich fundierter 

Information. Die in der Vorlage vorgenomme allgemeine Klassifikation einer solchen Infor-

mationstätigkeit als Lobbying vermischt daher den Begriff der Interessenvertretung mit je-

nem einer breit abgestützten fachlichen Expertise in sachlich unbegründeter Weise. 

Eine Regulation des Lobbywesens wurde in der Vergangenheit von Parlament und Verwal-

tung immer wieder in Betracht gezogen. So forderte beispielsweise eine Parlamentarische 

Initiative von Andrea Caroni die Schaffung eines Lobbyregisters.5 Dieses politische Anlie-

gen wurde jedoch bereits im Erstrat abgelehnt. Falls das Lobbying tatsächlich ein grundle-

gendes Problem im parlamentarischen Prozess wäre und dessen Lösung vom Parlament 

gewollt wäre, dann müsste dieses konsequenterweise umfassend und systematisch ange-

gangen werden. Eine punktuelle Einschränkung der Kommunikationsmöglichkeiten von 

 
4 Vergl. hierzu die Debatten zur Motion 25.3018 «Zahl der ausserparlamentarischen Kommissionen reduzieren». 

5Pa.Iv. 12.430: «Interessenvertretung im Bundeshaus. Klare Spielregeln und Transparenz» 
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APK ist dafür weder geeignet noch verhältnismässig. Eine solche Regelung würde ein ver-

meintliches strukturelles Problem selektiv auf die APK projizieren, deren Tätigkeit wiederum 

nicht auf Lobbying, sondern auf fachlicher Beratung und transparenter Information beruht.  

• Die Frage, wie die Öffentlichkeit informiert wird: Bereits heute sieht die Verord-

nung zum RVOG die gebotene Zurückhaltung bei der Information der Öffentlich-

keit zu politischen Fragen vor. Dieser gebotenen Zurückhaltung ist auch die EKM 

verpflichtet. Sie bedient die Parlamentarierinnen und Parlamentarier mit Studien 

oder Berichten, ebenso wie sie das vorgängig gegenüber der Verwaltung tut. Bei 

der Information der Öffentlichkeit zu politischen Fragen hält sie sich an die gebo-

tene Zurückhaltung, welche in der Verordnung zum RVOG festgelegt ist.6 

Die Informationen der APK können für die Mitglieder der Bundesversammlung eine wert-

volle Dienstleistung darstellen. Für Parlamentarierinnen und Parlamentarier kann es von 

Bedeutung sein, auf wissenschaftlich fundierte Arbeiten oder fachliche Analysen hingewie-

sen zu werden, die in ihren jeweiligen Themenbereichen von Bedeutung sind. Die Weiter-

gabe von Informationen kann so zur sorgfältigen Geschäftsvorbereitung sowie zur Qualität 

der parlamentarischen Meinungsbildung beitragen und die Wissensbasis politischer Ent-

scheidungen stärken. Bei der Auswahl der Mitglieder und deren Zusammensetzung achten 

die APK auf die Vielfalt der Interessen und der fachlichen Hintergründe, um so das von ihr 

verlangte breite Fachwissen zu gewährleisten.  

• Die Frage, wie die fachliche Unabhängigkeit gewährleitet wird: Die EKM, die heute 

unabhängig kommuniziert, soll neu für jede Art der Information die Zustimmung 

des Staatssekretariats für Migration SEM einholen müssen. Eine solche Rege-

lung beschneidet die fachliche Eigenständigkeit der Kommission in unzulässiger 

Weise: sie lähmt das System durch massive Bürokratisierung der Prozesse und 

sie stellt eine faktische Aufhebung der fachlichen Unabhängigkeit der APK dar.  

Die Mitglieder der APK bringen ihr Fachwissen, ihre Erfahrungen und Expertisen aus ver-

schiedenen Fachbereichen ein. Als Teil der dezentralen Verwaltung sind sie nicht einem 

Departement oder der Bundeskanzlei unterstellt, sondern diesem lediglich administrativ zu-

geordnet. Dies bedeutet, dass die Aufgaben weisungsungebunden wahrgenommen wer-

den und dass die Verwaltungseinheiten auch keine fachlichen Vorgaben machen. 

Die unabhängige Kommunikation stellt eine zentrale Voraussetzung für die Erfüllung der 

Aufgaben dar, welche der Bundesrat den APK überträgt. Die APK sollen unabhängig fach-

liche Einschätzungen und Empfehlungen erarbeiten. Die Unabhängigkeit gewährleistet, 

dass die Beratung ergänzendes Wissen in die politischen Prozesse einbringen kann und 

ist darum für die Qualität ihrer Arbeit von zentraler Bedeutung. Die APK müssen darum 

informieren können, ohne dass ihre Kommunikation gegenüber der Öffentlichkeit oder ge-

genüber dem Parlament abhängig gemacht wird von einer vorgängigen Zustimmung der 

Verwaltung. 

 
6 Art. 8iter RVOV 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/170/de#art_8_i_ter
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• Die Frage nach der Effektivität und der Klarheit der vorgeschlagenen Regelung: 

Der vorgeschlagene Art. 57gbis E-RVOG wirft mehrere praktische und rechtliche 

Fragen auf, die im Entwurf offenbleiben. 

Insbesondere ist nicht geklärt, ob der durch die neue Regelung entstehende administrative 

Aufwand für die Kommissionen selbst, aber auch für die zuständigen Ämter effektiv, also 

effizient und wirksam sind. Zustimmungs- oder Koordinationsverfahren, die über die heu-

tige bewährte Praxis hinausgehen, erhöhen den administrativen Aufwand unnötig – sowohl 

für die APK selbst als auch für die zuständigen Verwaltungseinheiten. Sie beeinträchtigen 

die Effizienz und die Effektivität der Kommissionsarbeit, ohne einen klaren Mehrwert für die 

Koordination und die Steuerung der Kommunikation zu bieten.  

Zudem sind unter anderem die weiteren Punkte unklar oder gar nicht geregelt: Der dem 

Vorschlag zugrunde liegende Kommunikationsbegriff, das Verhältnis zu den einzelnen Ein-

setzungsverfügungen, die Regelung von Ausnahmen und die Legitimität der daraus ent-

stehenden Ungleichheiten unter den Kommissionen, die Folgen einer möglichen Nichtbe-

achtung des Art. 57gbis E-RVOG.  

Die vorgeschlagene Regelung ist aus Sicht der EKM nicht ausgereift und wirft mehr Fragen 

auf, als dass sie klärt. Die EKM weist darauf hin, dass auch aus den im erläuternden Bericht 

genannten Quellen – insbesondere die Empfehlungen der GPK-S – keine Notwendigkeit 

für eine Regelung der Kommunikation hervor geht. In der Praxis wird die vorgesehene Re-

gelung die APK in der Erfüllung ihrer Aufgaben massiv einschränken. 

• Die Frage nach der Bedeutung der Eidgenössischen Migrationskommission EKM 

in der schweizerischen Demokratie: Die anvisierte Regelung schwächt die EKM 

als wesentliche demokratische Institution in der Migrationsgesellschaft Schweiz. 

Die EKM ist eine wichtige Institution der partizipativen und wissensbasierten Politikgestal-

tung der Schweiz. Sie ermöglicht einer vielfältigen und vielstimmigen Migrationsgesell-

schaft mitzureden, mitzugestalten und mitzubestimmen. Ihre Expertise und ihre gesell-

schaftlichen Perspektiven bringt sie strukturiert in staatliche Prozesse ein. Die anvisierten 

Einschränkungen ihrer Kommunikationstätigkeit schwächen ihre Rolle im öffentlichen Dis-

kurs.  

Aus den genannten Gründen fordert die EKM dringend, auf die Einführung des vorgeschla-

genen Art. 57gbis E-RVOG zu verzichten. 

 

5 Fazit 

Die vorgeschlagenen neuen Regelungen werfen verschiedene rechtliche und systemati-

sche Fragen auf. Für neue Regelungen erkennt die EKM keinen Bedarf. Für die EKM be-

stehen auf Gesetzesstufe (AIG) und auf Verordnungsebene (VIntA; RVOV) bereits hinrei-

chende Vorgaben zur Kommunikation, zur Information der Öffentlichkeit und zur Berichter-

stattung. Die spezialgesetzlichen Grundlagen der EKM sind im Bundesgesetz über Auslän-

derinnen und Ausländer und über die Integration (AIG) und in der Verordnung über die 

Integration von Ausländerinnen und Ausländern (VIntA) verankert.  
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• Die Regelungen im Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und 

über die Integration AIG sind bereits vorhanden: 

Das Mandat der EKM haben Bundesrat und Parlament bewusst breit ausgestaltet: Die EKM 

befasst sich mit sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen, politischen, demographischen und 

rechtlichen Fragen, die sich aus der Einreise, dem Aufenthalt, und der Rückkehr aller Aus-

länderinnen und Ausländer, einschliesslich von Personen aus dem Asylbereich ergeben 

(Art. 100b Abs. 2 AIG). Die EKM arbeitet mit den zuständigen Behörden des Bundes, der 

Kantone und der Gemeinden sowie mit den in der Migration tätigen Nichtregierungsorgani-

sationen zusammen; dazu gehören namentlich die im Bereich der Integration tätigen kan-

tonalen und kommunalen Ausländerkommissionen. Sie beteiligt sich am internationalen 

Meinungs- und Erfahrungsaustausch (Art. 100b Abs. 3 AIG). Bei Grundsatzfragen der In-

tegrationsförderung kann die EKM angehört werden.  

• Die Regelungen in der Verordnung über die Integration von Ausländerinnen und 

Ausländer (VIntA) sind bereits vorhanden: 

Information und Kommunikation gehören zu den Kernaufgaben der EKM: Sie orientiert die 

Öffentlichkeit über ihre Tätigkeiten. Sie kann Stellungnahmen, Empfehlungen und Grund-

lagenarbeiten zu Grundsatzfragen der Migration und zur besonderen Situation von Auslän-

derinnen und Ausländen veröffentlichen (Art. 23 VlntA) und sie kann Mittlerfunktionen zwi-

schen den im Bereich der Migration und Integration tätigen Organisationen und den Bun-

desbehörden übernehmen (Art. 25 VlntA).  

• Die Regelung in der Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung 

(RVOV) ist bereits vorhanden: 

Die EKM leistet einen wichtigen Beitrag zur Information an der Schnittstelle von Verwaltung, 

Politik und Zivilgesellschaft. Sie informiert über fachliche Entwicklungen und über Fragen 

von gesellschaftlicher oder politischer Relevanz in den Bereichen Migration und Integration. 

Als Kommission, die ohne zwingende Rücksprache mit der zuständigen Behörde kommu-

niziert, achtet die EKM bei der Information der Öffentlichkeit zu politischen Fragen auf die 

gebotene Zurückhaltung (Art. 8iter RVOV). 

• Die die rechtlichen Grundlagen der Tätigkeiten der EKM sind in der Regierungs- 

und Verwaltungsorganisationsverordnung bereits hinreichend geregelt: 

- Die Änderung von Art. 57a, Abs.1 RVOV soll den Zweck nun klarer umreissen. Dieser 

Anspruch kann jedoch nicht eingelöst werden: 

Aus Sicht der EKM wirft die neue Formulierung mehr Fragen auf, als dass sie Klarheit 

schafft. Ein Blick in die rechtlichen Grundlagen der Tätigkeiten der EKM macht deutlich, 

dass diese bereits heute hinreichend geregelt sind. Auf die Änderung in Art. 57a Abs.1 ist 

aus Sicht der EKM zu verzichten. 

- Mit Art. 57gbis soll die Kommunikation der APK eingeschränkt werden. 

Neu soll die EKM, die heute unabhängig informiert, für jede Art der Kommunikation mit dem 

Parlament die Zustimmung des Staatssekretariats für Migration SEM einholen müssen. 

Dies ist nicht im Sinne der Sache, denn die EKM untersteht nicht dem Staatssekretariat für 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/170/de#art_8_i_ter
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Migration, sondern zeichnet sich explizit durch die unabhängige fachliche Beratung des 

Bundesrats, der Verwaltung, der Politik, der Fachwelt und der Zivilgesellschaft aus und 

leistet so mit ihrer Aussenperspektive einen inhaltlichen Mehrwert. Sie ist kein Interessen-

verband und betreibt deshalb auch kein Lobbying. Bereits heute sieht die Verordnung zum 

RVOG die gebotene Zurückhaltung bei der Information der Öffentlichkeit zu politischen Fra-

gen vor. Dieser Zurückhaltung ist auch die EKM verpflichtet.  

• Aus den genannten Gründen fordern wir, auf die Einführung des vorgeschlage-

nen Art. 57gbis zu verzichten. 

Die im Entwurf vorgesehene Einführung von Art. 57gbis E-RVOG verfolgt gemäss Wortlaut 

den Zweck, die Kommunikation der ausserparlamentarischen Kommissionen im Detail zu 

regeln und insbesondere die Einflussnahme auf Parlament zu begrenzen respektive von 

Zustimmung durch die Departemente oder gesetzlichen Ausnahmebestimmungen abhän-

gig zu machen. Die vorgeschlagene Regelung wirft rechtliche und systematische Fragen 

auf. Bereits heute bestehen auf Verordnungsstufe sowie in den Einsetzungsverfügungen 

verschiedene Vorgaben zur Berichterstattung und Information der Öffentlichkeit. 

Die Einführung einer neuen gesetzlichen Bestimmung scheint unverhältnismässig, führt zu 

einer Doppelspurigkeit und birgt die Gefahr von Widersprüchen in den Regelungen, insbe-

sondere im Zusammenspiel zwischen Bundesgesetz, Verordnung und Einsetzungsverfü-

gung. Weiter beschneidet die Regelung die Autonomie der APKs und ist weder praktikabel 

noch effizient noch unter Berücksichtigung der Abgrenzung anwendbar. 

Die vorgeschlagene neue Regelung beschneidet insbesondere die Unabhängigkeit und da-

mit die Qualität der Beratung durch die EKM in unzulässiger Weise. Sie schwächt zudem 

eine zentrale demokratische Institution in der Migrationsgesellschaft Schweiz. 

 

Eidgenössische Migrationskommission EKM      

                                                       

Manuele Bertoli     Bettina Looser     

Präsident      Geschäftsführerin 

 

 


